
 
 

 

 

 
Bern, den 21. Juni 2023 
 
 
Adressaten: 
die politischen Parteien 
die Dachverbände der Gemeinden, Städte und Berggebiete 
die Dachverbände der Wirtschaft 
die interessierten Kreise 
 
 
Verordnungsänderung (VVWAL) zur kurzfristigen Festhaltung und zur finanzi-
ellen Unterstützung von kantonalen Ausreisezentren durch den Bund; 
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Bundesrat hat am 21. Juni 2023 das EJPD beauftragt, bei den Kantonen, den 
politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirtschaft 
und den interessierten Kreisen über die Verordnungsänderung (VVWAL) zur kurzfris-
tigen Festhaltung und zur finanziellen Unterstützung von kantonalen Ausreisezentren 
durch den Bund ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. 
 
Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 12. Oktober 2023. 
 
Am 16. Dezember 2022 hat das Parlament die Änderung des Ausländer- und Integ-
rationsgesetzes (AIG; SR 142.20; BBl 2022 3208) beschlossen. Die Gesetzesände-
rung sieht vor, dass der Bund diejenigen Grenzkantone während eines befristeten 
Zeitraums finanziell unterstützen kann, die bei einer ausserordentlich hohen Zahl von 
illegalen Grenzübertritten sowie von Personenkontrollen kantonale Ausreisezentren 
(temporäre Unterkünfte) zur Unterbringung von Ausländerinnen und Ausländern be-
treiben, wenn diese gestützt auf ein Rückübernahmeabkommen an einen Nachbar-
staat rückübergeben werden können. Zudem wurde eine gesetzliche Grundlage für 
die kurzfristige Festhaltung von Ausländerinnen und Ausländern in einem entspre-
chenden kantonalen Ausreisezentrum geschaffen.  
 
Die Umsetzung dieser Änderungen erfordert Ausführungsbestimmungen in der Ver-
ordnung über den Vollzug der Weg- und Ausweisung sowie der Landesverweisung 
von ausländischen Personen (VVWAL; SR 142.281). Bei einer kurzfristigen Festhal-
tung in einem kantonalen Ausreisezentrum soll ein vertraglich vereinbarter Pauschal-
betrag von höchstens 100 Franken pro Tag ausgerichtet werden können. Zudem soll 
präzisiert werden, wann eine ausserordentlich hohe Zahl von illegalen Grenzübertrit-
ten vorliegt. 
 
Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse: 
Vernehmlassungen laufend (admin.ch). 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 

https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing
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Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellung-
nahmen, wenn möglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine 
Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu sen-
den:  
 
vernehmlassungSBRE@sem.admin.ch 
 
Wir bitten Sie, im Hinblick auf allfällige Rückfragen die bei Ihnen zuständigen Kon-
taktpersonen und deren Koordinaten anzugeben. 
 
Für Rückfragen und allfällige Informationen steht Ihnen Herr Christoph Lienhard (Tel. 
058 485 69 68) zur Verfügung. 
 
 
Für Ihre wertvolle Mitarbeit danken wir Ihnen im Voraus bestens. 
 
Mit freundlichen Grüssen  
 
 
 
 
Elisabeth Baume-Schneider 
Bundesrätin 
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